
Das Stadtbezirksgericht hatte den Angeklagten wegen 
fahrlässiger Tötung in Tateinheit mit Beeinträchtigung 
der Fahrtüchtigkeit (§§222, 73 StGB, §49 StVO) ver­
urteilt. Auf die Berufung hat das Stadtgericht dieses 
Urteil im Schuld- und Strafausspruch abgeändert. Es 
hat die Tatbestandsmäßigkeit des § 49 StVO sowie den 
Kausalzusammenhang zwischen dem pflichtwidrigen 
Verhalten des Angeklagten und dem Unfall verneint 
und wegen Verstoßes gegen §§ 5 Abs. 1, 48 StVO eine 
Geldstrafe verhängt.
Auf Grund eines vom Staatsanwalt des Stadtbezirks 
beantragten Wiederaufnahmeverfahrens hat das Stadt­
bezirksgericht den Angeklagten unter Aufhebung des 
Urteils des Stadtgerichts wegen fahrlässiger Tötung 
durch Nichtbeachtung von Bestimmungen der Straßen­
verkehrsordnung (§§ 222, 73 StGB, § 1 StVO) verurteilt. 
Dieses Urteil beruht auf folgenden Feststellungen:
Der Angeklagte fuhr in der A.-Straße mit seinem Lkw 
etwa 50 m hinter dem Pkw des Zeugen E. Obwohl er 
in etwa 100 m Entfernung zwei Frauen sich dem Fahr­
bahnrand nähern sah, konzentrierte er sich lediglich auf 
den vor ihm fahrenden Pkw. Die Geschädigte H., die 
ohne Beachtung der Verkehrslage die Fahrbahn betre­
ten hatte, nahm der Angeklagte nicht wahr. Als der 
Zeuge E. wegen des Verhaltens der Geschädigten H. 
bremsen und seine Geschwindigkeit auf etwa 20 km/h 
verringern mußte, behielt der Angeklagte weiterhin nur 
den Pkw im Auge. Er verminderte seine Geschwindig­
keit auf etwa 30 km/h und scherte aus der ursprüng­
lichen Fahrlinie aus, um unter allen Umständen ein 
Auffahren auf den Pkw zu vermeiden. Die Geschädigte 
H., die inzwischen ihren Weg fortgesetzt hatte, bemerkte 
der Angeklagte erst, als sie aus der Fahrlinie des Pkw 
trat. Zu diesem Zeitpunkt war der Lkw des Angeklag­
ten etwa 30 m von der Geschädigten entfernt. Der Ange­
klagte bremste stark und riß sein Fahrzeug nach rechts. 
Dieses geriet ins Schleudern, drehte sich um 180 Grad 
und erfaßte mit dem hinteren Teil der Ladefläche die 
Geschädigte, die zu dieser Zeit das erste Straßenbahn­
schienenpaar, d. h. die Straßenmitte, überschritten hatte. 
Die Geschädigte verstarb an den Verletzungen.
Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung, mit der 
die Zulässigkeit des Wiederaufnahmeverfahrens bestrit­
ten und im übrigen eingewandt wird, eine konkrete 
Verkehrsrechtspflichtverletzung sei auch in der erneu­
ten Verhandlung nicht bewiesen worden. Die Berufung 
ist in vollem Umfang begründet.
Aus den G r ü n d e n :
Die Strafkammer hat sich zunächst mit den Voraus­
setzungen für die Wiederaufnahme eines rechtskräftig 
abgeschlossenen Verfahrens (§§ 317 ff. StPO) ausein­
andergesetzt und dem Antrag des Staatsanwalts fälsch­
licherweise stattgegeben (wird ausgeführt).
Die Strafkammer hat bei der Würdigung des erneuten 
Beweisergebnisses die Auffassung des erkennenden 
Senats nicht beachtet, daß der Angeklagte — ausgehend 
von dem das Straßenverkehrsrecht beherrschenden Ver­
trauensgrundsatz — in der gegebenen Situation nicht 
damit rechnen mußte, ein Fußgänger werde in verkehrs­
widriger Weise versuchen, noch vor dem Pkw die Fahr­
bahn zu überqueren. Der Senat ist dabei von der Tat­
sache ausgegangen, daß der moderne Straßenverkehr 
an jeden Kraftfahrer außerordentlich hohe Anforderun­
gen stellt und nicht nur in unmittelbarer Fahrtrichtung 
Aufmerksamkeit verlangt. So ist ein Kraftfahrer ver­
pflichtet, sowohl die rechte Fahrbahnbegrenzung und 
die Gegenfahrbahn als auch die vorausfahrenden und 
die nachfolgenden Fahrzeuge zu beobachten, um sich 
in seinem Fahrverhalten auf eine nach allgemeinen 
Erfahrungen mögliche Änderung der Verkehrssituation 
einzustellen, z. B. auf plötzlich auftauchende Fußgänger, 
insbesondere Kinder, oder auf eine notwendige Ver­
änderung der Fahrtrichtung. Der Kraftfahrer muß also 
eine Vielzahl von Wahrnehmungen treffen, zu denen 
nicht vermeidbare Ablenkungen durch andere im Blick­
feld befindliche Objekte hinzutreten. Schließlich darf 
bei der Beurteilung einer konkreten Pflichtenlage nicht

übersehen werden, daß der Kraftfahrer aus dieser Viel­
zahl von Eindrücken die für sein Fahrverhalten beacht­
lichen aussondern muß.
Hätte die Strafkammer diese ihr bekannten Erwägun­
gen im vorliegenden Verfahren beachtet, dann hätte sde 
daran zweifeln müssen, ob man an einen Kraftfahrer 
die Forderung stellen kann, er müsse auch über die vor 
ihm fahrenden Fahrzeuge hinaus die Fahrstrecke be­
obachten und sich auf Objekte einstellen, die durch 
diese Fahrzeuge zunächst verdeckt sind. (Es folgen Aus­
führungen zur Rekonstruktion der Verkehrssituation 
und zur Beweiskraft des Rekonstruktionsergebnisses.)

Aus den Feststellungen der Strafkammer ergibt sich, 
daß der Angeklagte die Geschädigte in einer Entfernung 
wahrgenommen hat, in der sie für ihn nicht beachtlich 
war, und daß er sich danach auf das übrige Verkehrs­
geschehen, insbesondere auf den vor ihm fahrenden 
Pkw, konzentriert hat. Er hat auf das Bremsen des 
Pkws reagiert und die Gefahr erst nach dem Ausscheren 
aus der ursprünglichen Fahrlinie erkannt.
Dieses Fahrverhalten ist nicht verkehrswidrig, weil der 
Angeklagte vor dem Bremsen des Pkws keinen Anlaß 
hatte, die Verkehrssituation über den vor ihm fahren­
den Pkw hinaus zu beachten. Insbesondere hatte er 
keine Veranlassung, mit dem verkehrswidrigen Ver­
halten der geschädigten Fußgängerin zu rechnen. Des­
halb nahm er diese Fußgängerin, die über das Dach 
des Pkw hinweg objektiv in seinem Blickfeld gewesen 
sein mußte, nicht ebenso wahr wie das übrige Ver­
kehrsgeschehen.
Der Auffassung, ein Kraftfahrer müsse stets die vor ihm 
liegende Strecke auch über vorausfahrende Fahrzeuge 
hinaus beobachten und bei Beginn des Bremsvorganges 
des vor ihm fahrenden Fahrzeugs mögliche auftau­
chende Gefahrenmomente in seine Überlegungen ein­
beziehen, kann nicht generell zugestimmt werden. Von 
einem Kraftfahrer kann nur gefordert werden, daß er 
auf überschaubare Situationen richtig reagiert. Dabei 
kann die Überschaubarkeit z. B. auch dann gegeben 
sein, wenn ein vorausfahrendes Fahrzeug ohne erkenn­
baren Grund bremst und zum Stehen kommt. Dann 
muß der Kraftfahrer eine Gefahrensituation vermuten 
und gegebenenfalls halten. In derartigen Situationen 
wird es aber auch nicht ohne weiteres verkehrswidrig 
sein, wenn sich der Kraftfahrer einseitig auf das unmit­
telbar vor ihm fahrende Fahrzeug konzentriert und zu­
nächst annimmt, daß auch für ihn keine Gefahrensitua­
tion mehr besteht, wenn dieses Fahrzeug seine Fahrt 
fortsetzt, zumal das Bremsen auf eine Vielzahl von Um­
ständen (z. B. Schlaglöcher, die Fahrbahn überquerende 
Tiere u. ä.) zurückgeführt werden kann.
Entgegen der Auffassung der Strafkammer und der 
Staatsanwaltschaft liegt daher bei der hier gegebenen 
Situation keine konkrete Verkehrsrechtspflichtverlet­
zung des Angeklagten vor, die zu dem Unfall geführt 
hat.

§ 44 Abs. 2 und 3 StVO.

Der Fahrer eines Sonderfahrzeugs hat die Signale zu 
benutzen, die in der konkreten Verkehrssituation für 
alle anderen Verkehrsteilnehmer erkennbar sind. Die 
Benutzung eines Sondersignals entbindet den Kraft­
fahrer nicht von den allgemeinen Pflichten der Vor­
sicht und gegenseitigen Rücksichtsnahme. Er muß 
seine Fahrweise so einrichten, daß eine rechtzeitige 
Reaktion auf das Verhalten solcher Verkehrsteilneh­
mer, die das Sondersignal und ihre sich daraus erge­
benden Pflichten nicht erkennen, möglich ist. Nur in­
nerhalb dieser allgemeinen Grenzen hat der Vertrau-
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